
/Zum Schutz des ungeborenen Kındes

Der Hauptvorstan der Deutschen Evangelıschen Allıanz hat
prı 1991 iıne Stellungnahme „Zum Schutz des ungeborenen

Kındes“ beraten und verabschiedet, die in der gegenwärtigen DIis-
kussiıon die Neufassung bZw Streichung der &SS StGB als
bıblısch-christlichen rtundwerten orentierte Stimme die Aufmerksam-
keıt der Offentlichkeit und uch der Theologıe verdient Wır dokumen-
tieren diese Stellungnahme hıer 1im ortlaut

Wır sınd der Überzeugung, sich der rage ach dem Wert und
dem Umgang menschlichem en die Zukunft uUNsSeTIES Volkes
entscheıidet Deshalb en die Fragen ach der Neuregelung der
SS Strafgesetzbuch unbedingte Priorität Wır mMuUussen uNns als
Chrıisten in uße VOT ott ugen, WITr cht WITKI1C „Dalz der
Erde“ (Matth. 5.15) .9 uNns cht gelungen ist (oder daß WITr

weni1g eingesetzt haben), In unserem olk den Verfall des Rechts-
empfindens und die Auflösung oöttlıcher OÖrdnungen aufzuhalten Das
Schwınden des Rechtsbewußtseins ist schon stark, daß die nhän-
SCI der Abtreibung ihre Gegner der Intoleranz bezichtigen. Der
Gesetzgeber ist mıt seiner Absıicht, die hohe Zahl der Cchwanger-
schaftsabbrüche einzudämmen, gescheıtert.

Den Schwächsten schützen
Es Wwliderspricht dem Grundgesetz, wWwenn ber en und Tod eines
es 1m Mutterleib alleın die Z.UT Abtreibung entschlossene utter
entscheıdet, deren Interessen offensichtlich mıt den Interessen des Kın-
des in Wiıderspruch stehen er Unmündige hat die Möglıichkeıit, sein
ecC aufen ZUT Geltung bringen. Dem noch schutzbedürftige-
IcnhN ungeborenen Kınd wird dieses ec vorenthalten es ec
annn in uUuNnserTeMm Staat eingeklagt werden. Nur daseauf Leben 1im

der drohenden Abtreibung ann VOT Gericht Nıc geltend
macht werden, weiıl eın dazu eIugter 1im Gesetz nıcht genannt ist.

Als Hauptvorstand der Deutschen Evangelischen Allıanz machen
WIT VO  — uUNseIeMmMm ec der freien Meinungsäußerung ebrauch, hne
damıt ndersdenkende diskrimınılieren. Wır eın deutliches
Neıin ZUT Frıstenlösung, SOWIeEe ZUT eugenischen und allgemeinen
(sozıalen) Notlagenindikation und ZUrTr Finanzierung der Abtreibung
durch ankenkassen, mıt Ausnahme beı medıizinıscher Indiıkation, und
treten für ıne nderung der SS Strafgesetzbuch ZUT Verbesse-
rung des Lebensschutzes eın Als Christen WIT.: Abtreibung 1S1
[ ötung menschlichen Lebens und wiıderspricht dem ebo (Jjottes
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(Jottes ebot ist für alle Menschen gültıg Es geht den Schutz der
SCAWACNSIEN Glieder uUNseIeI Gesellschaft, der ungeborenen eT.
Miıt der Abtreibung wırd der schwächste eıl uUNSCICS Volkes TeCNLOS
und schutzlos der Tötung preisgegeben.

Das Selbstbestimmungsrecht der FTrau
Wır sınd nıcht das Selbstbestimmungsrecht der Frau, mMuUusSsen
ber daran erinnern, daß das Selbstbestimmungsrecht eines Jeden
Menschen immer seine (Grenze 1 ebensrecht des Schwächeren {1n-
det Fıne Tau annn selbst bestimmen, ob S1ie schwanger werden ıll
der nıcht, aber sS1e annn i1hr Selbstbestimmungsrecht cht ZUT Tötung
des ın ihr wachsenden es mıßbrauchen

Das Strafrecht Normen
ec und (Jesetz haben normatıve und bewußtseinsbildende rait
Darum oeht cht d  x der Gesetzgeber sich in der Gesetzgebung
NUur ach der Entwicklung des allgemeınen ewußtseıins richtet DiIie
Fristenlösung W1e dıe Abtreibung überhaupt lösen die Ehrfurcht VOTI
dem eben als einer abe (Gottes auf und eısten eiıner 1ötungs-
mentalıtät OTrSChHu Wır sınd cht der Meınung, das Strafrecht
das einz1ge ıttel sel, die (Gew1issen schärfen, aber ıst ıne
letzte Notbremse, die die Hemmschwelle er Setzt, damıt Menschen
sich Nıc ungeborenen ınd vergreifen. Wer das ec des
Stärkeren gegenüber dem chwächeren und die Lösung sSOzZ1laler
otlagen durch Tötung ungeborener Kınder will, wird selber beı
Behinderung Oder er keinen nspruc auf Lebensschutz erheben
können, WEeNnNn eine spatere Generation die Ösung sozlaler otlagen
durch Beseıtigung en Ooder behinderten Lebens 11l

Das ec auf Leben für Behinderte
In der pränatalen Diagnostik geht die vorgeburtliche rTKENNUNG
VOoNn ankheıten, besonders uch Erbkrankheiten. Dıiese Form der
Dıagnostik darf Nıc azu führen, daß einer Frau im eines
krankhaften eiIiundes ZUT Abtreibung geraten wird. In diesem Fall ist
pränatale Dıagnostik cht Verhütung Von Krankheit, sondern Ver-
hütung VO krankem Lebe  S Die Abtreibung ist als Automatısmus mıt
dem Verfahren selbst vgegeben. Die pränatale Dıagnostik wiırd dadurch

einer Ausleseverfahren, mıt dem Ndertes 1 eben ausgemerzt
werden soll uch behindertes en 1st schützenswert und gesell-
schaftlich zumutbar. Jesus (’hrıistus hat Kranke und ehıinderte cht
ach ihrer Nützlichke1r ande und WE



L  e LSt

An zanilreiıchen rten bıeten die eutsche Evangelische Allıanz
andere Inıtıatıven ZU Schutz der ungeborenen Kınder bedrängten
u  em maefie € Hılfe und seelsorgerliche Begleıtung

Flankenschut für ungeborene un geborene Kinder und
Famuilıen

Der Hauptvorstand der Deutschen Evangelischen Alhlanz hat die Ab-
geordneten des deutschen Bundestages gebeten, zugleich mıt der
Anderung des &ÖS Strafgesetzbuch hın ZUT Verbesserung des
Lebensschutzes folgende flankıerende gesetzlıche und finanzıelle
nahmen beschließen

Kindergeldzahlungen und Kinderfreibeträge ab der Ärztlich
festgestellten Empfängnis. rhöhung bıs ZUTr Siıcherung des Exıstenz-
mMInımums, WI1Ie das Bundesverfassungsgericht gelorde hat abel
ıst UNSCTES Erachtens verfassungswldrıg und sOoz1al höchst schädlıch,
WenNnn 1€eSs rückwirkend DUr Jenen zugulte käme, die geklagt aben,
NıcC aber denen, dıie dem soz1alen Rechtsstaat In se1lner Gesetzgebung
absolut vertrauten

Anerkennung der Tätigkeit der ultter und Hausfrau als eru
Die Wahlfreiheit zwischen häuslicher und außerhäuslicher Berufstätig-
keıt muß Uurc 1CZahlungen ütter, die sıch ungeteilt ihren
Famıilien und Kındern w1ıdmen, ermöglıcht werden. Wır schlagen hler-
für einen sozlalversicherungsrelevanten Betrag PIO ınd VOT, der die
bısherigen Zahlungen vVvon Erziehungsgeld ersetzt DZWw weiıterführt

Weıil die Benutzung Öffentlicher Verkehrsmuttel für Familıen
och immer teurer ıst als der eDrauc eines Kraftfahrzeugs, halten
WIT für ökologisch und famılienpolıtisch geboten, Kındern die Be-
nutzung Öffentlicher Verkehrsmitte kostenlos ermöglıchen (n der
Schweiz reisen Kınder in Begleıtung ihrer Eltern seıt ahren schon
entgeltlich mıt der Bahn)

Die Schwangere soll Urc ıne Verbesserung des Adoptions-
rechtes schon während der Schwangerschaft ein Kınd Z.UTr option
freigeben können. Dies verschafft arheıt ber den möeglıchen Ver-
bleib des Kıindes in ausweglos erscheinenden Sıtuationen
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Wır bıtten den Bundestag, einen Beauftragen Jür das ungebo-
rene ind berufen ndern, Kommunen und Kırchen empfehlen
WIT das ebenso. Beauftragte für benachteıiligte Bevölkerungsgruppen
haben sıch bewährt Nıemand In uUuNnseceIeT Gesellsc kann sıch aber
wen1g selbst helfen, WIe ungeborene er Wiıe im TDrec muß
außerdem für ungeborene Kinder ein Rechtsvertreter stellt werden,

dıe JTötung beabsıchtigt ist Dieser soll die Rechtsansprüche des
ungeborenen und geborenen Kındes durchsetzen, sofern utter der
ater nıcht azu in der Lage SInd, CcsS NıcC selbst {un der
Unterstützung bıtten Eın kostenloser Rechtsschutz für das Kınd ware
wünschenswert.

Die Selbsthilfegruppen ZUmM Schutz ungeborenerer und ZUT

Unterstützung VvoNn chwangeren in otlagen bedürfen dringend einer
besseren Finanzausstattung. Wır bıtten den Bund, diese Gruppen in
äahnlıcher Weıse unterstützen, WIe bısher staatlıch anerkannte
Beratungsstellen ach 218b Strafgesetzbuch.
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